
Nachhaltiges Heizen in Deutschland 
Quelle vieler Daten und der Bilder ist der BMWK-Bericht von Nov.2023 

(https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Energie/20231122-zwischenbericht-der-
systementwicklungsstrategie.pdf?__blob=publicationFile&v=10) 

 
 Unter allen Teilvorhaben der Energiewende ist die Gebäudeheizung die größte Her-

ausforderung; die Eingriffe in den häuslichen Bereich treffen auf die größten Akzep-
tanzprobleme. 

Das beginnt mit der Einsicht, dass die auf Gas und Öl beruhenden Heizsysteme der 
Gegenwart auf Grund immer teurer werden - wegen teurer Importe von Ferne und we-
gen der CO2-Preise, die in Deutschlandprogressiv gelten und durch das ETS II der EU 
weiter gesteigert werden dürften1.  

Sichtet man die Möglichkeiten CO2-freien Heizens, so kommt elektrischer Strom als 
neue Heizenergie in eine dominante Rolle, also sicherlich CO2-frei gewonnener Strom 
aus Sonne und Wind. Dominate Technologie wird die Wärmepumpe (WP), die mittels 
Strom mindestens das dreifache an Heizenergie bereitstellt, die sie aus der Umge-
bungsluft, Flüssen oder dem Erdreich entnimmt; Erd-WP sind teurer, aber durch die 
konstante höherer Temperatur in einigen 100m Tiefe effizienter.

 

 
1 2024 beträgt der nationale CO2-Preis bei Erdgas 1,4c/kWh und wird sich zur Einführung 

des ETS II 2027/28 auf etwa 2c erhöhen. ETS II wird dann die Kohlenstoffmengen für die 
Sektoren Gebäude und Verkehr schrittweise verknappen, so dass sich die C-Preise frei bilden 
werden, 3 c wären für die nächsten 20 Jahre nicht ausgeschlossen. Zusätzlich können natürlich 
auch die Importpreise wieder steigen! 
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Außerhalb von Bal-
lungsgebieten mit güns-
tigen Wärmequellen 
(siehe unten) werden 
die allermeisten Häu-
ser und Gebäude indivi-
duell mit WP versorgt; 
bis 2045 werden etwa 
20 Millionen solcher 
Geräte benötigt. 
Nah- und Fernwär-

menetz werden nur 
dort reüssieren, wo 
günstige Großwärme-
quellen genutzt werden 
können; dabei darf 
nicht übersehen wer-
den, dass bisher Kohle-
heizkraftwerke diese 
Wärme geliefert ha-
ben, jetzt aber abge-
schaltet werden. Als 
Großwärmequellen ste-
hen wiederum strombe-
triebene Groß-WP (z.B. 
an Flüssen) zur Diskus-
sion oder Abwärme aus 
ebenfalls strombetrie-

benen Großrechenzentren2. In geeigneten Gebieten wird auch Erdwärme erschlossen 
werden, entweder als Warmwasserquelle oder so heiß aus großen Tiefen (einige 1000m), 
dass auch Strom daraus produziert werden kann. 

Wo große solare Kollektorfelder oder Erdwärmevorkommen zur Verfügung stehen, 
kann bei entsprechenden Temperaturen auf WP und damit Strom verzichtet werden. 
Sehr unwahrscheinlich sind Wasserstofflösungen. Die für industrielle Anwendungen 

und Reservekraftwerke benötigten Wasserstoffleitungen werden keine Aufgaben in der 
Wärmeversorgung übernehmen wie bisher die Erdgasleitungen; Hauptgrund ist die hohe 
Effizienz der WP, die mindestens 3 Einheiten Wärmeenergie aus einer Einheit Strom 
machen, während Wasserstoff wie Erdgas mit Verlust heizt. 

Daneben wird in bestimmten Gegenden auch Holz zum Heizen eingesetzt werden, aller-
dings entsprechend dem geringen Aufkommen nur selten. Andere Biomassen vom Acker, 
die vergast oder verbrannt werden könnten, stünden in Flächenkonkurrenz zu Nahrungs-

 
2 Abwärmenutzung aus Gewerbe ist oft nicht nutzbar, wenn sie unregelmäßig anfällt und we-

gen Änderungen des Produktionsprozesses nur kurzfristig garantiert werden kann  
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mitteln und werden daher zu Recht nicht favorisiert, obwohl Bauern darin eine bei 
staatlichen Garantien lohnende Geschäfte sehen. 

Alle Projektionen, die die Schwierigkeiten ausreichender Energiebeschaffung aner-
kennen, gehen davon aus, dass der Heizenergiebedarf Deutschland durch energetische 
Sanierungs- und Erneuerungsinvestitionen drastisch zurück gehen wird. Diese Projekti-
onen unterstellen eine Verdreifachung der Erneuerungsrate im Gebäudesektor. 
Die Schwierigkeiten ausreichender Energiebeschaffung konzentriert sich auf den 

dominanten Energieträger Strom. Nimmt man alle auf Strom umzustellenden Sektoren, 
also auch den Verkehr und vor allem die Wasserstofferzeugung für Stahl und Chemie, 
so landet man selbst bei der unterstellten Effizienzrevolution bei weit über 1000 TWh 
(heute 555 TWh). Wind und Photovoltaik haben den Löwenanteil zu liefern, liegen aber 
heute erst bei 200 TWh. Deshalb ist unabhängig vom Erfolgsgrad ihres Ausbaus und der 
übrigen Investitionen in Netze, Geräte und Niederenergiegebäude ein wesentlicher Im-
port von erneuerbarem Strom oder grünem Wasserstoff erforderlich. 

Ob die Kosten letztlich rentabel sein werden, ist unsicher. Weder wissen wir, wie billig 
Importe oder massengefertigte WP3 sein werden, noch dürften sich die langfristigen 
Nutzungszeiten der vielen neuen Investitionen als niedrige Abschreibungen in attraktive 
Kalkulationen wandeln lassen, d.h. es wird viel staatliche Förderung nötig sein. Hinzu 
kommt – oft vergessen – dass noch gut nutzbare Infrastrukturen und Geräte, z.B. Gas-
netze und Heizungen, abzuschreiben sind und damit unmittelbar wohlstandsmindernd 
wirken.

 
 
Für die nun gesetzlich geforderte kommunale Wärmeplanung stellt die komplexe Lage 

eine schwierige Aufgabe dar: wenn sie, die Kommunen, ihre bestehenden Gasnetze nicht 

 
3 Hinzu kommen in vielen Fällen Ersatzinvestitionen an den Heizkörpern oder gar an der Ge-

bäudehülle 
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weiter nutzen kann4, weil Wasserstoffkeine vernünftige Option ist, dann hat sie zu-
nächst diese vorzeitigen Abschreibungen zu bewältigen, b.z.w. die Ertragsausfälle ge-
genüber dem Weiterbetrieb. Legt sie sich auf die Nutzung bestimmter Wärmequellen 
fest, dann ist die Wirtschaftlichkeit stark davon abhängig, wie dicht die Anschlüsse or-
ganisiert werden können. Es wird ein hoher Anreiz bestehen, dies mittels eines An-
schlusszwanges zu erreichen. Das wird auf erbitterte Bürgerwiderstände stoßen, die bis 
zur Entscheidungsreife bezüglich neuer Fernwärmegebiete funktionierende Heizsys-
teme installiert haben – möglicherweise auch gerade WP oder andere individuelle Lösun-
gen. Schon heute favorisieren die Städte daher Wasserstoff-Heizsysteme, weil sie sich 
davon subventionsgesicherten Weiterbetrieb umgerüsteter Gasleitungen versprechen. 
Da die Städte entscheiden über die Wärmeplanung dürfen und müssen, könnten sie aus 
Eigeninteresse zu Lösungen greifen, die nicht im Interesse möglichst hoher Wirtschaft-
lichkeit liegen und Teile des Abschreibungsbedarfs den Bürgern zuschieben. 

 
Wenn man über all dies nachdenkt und dann das Umfeld betrachtet, das engere 

im Energiebereich also Verkehr und Industrie, dann aber das weitere, also verfüg-
bare Personal- und Kapitalressourcen für die gewaltig zu beschleunigende Transfor-
mation, dann sind bereits starke Zweifel an der Erreichbarkeit der Ziele 1945 an-
gebracht. Wenn man dann noch hinzunimmt, dass wir nicht mehr über eine Frie-
densdividende verfügen können, sondern im Gegenteil wesentlich mehr in die militä-
rische Stärke Europas, inklusive der Unterstützung der Ukraine, stecken müssen, 
dann wird deutlich, dass die Prozesse der klimapolitischen Transformation nicht so 
leistbar sein werden, wie verkündet. 
Allerdings bleibt die positive Erwartung, dass auch der Weg zur Klimaneutralität 

fortgesetzt wird, solange auch der Weg der Demokratie nicht verlassen wird, al-
lerdings viel langsamer als erhofft – eher so langsam wie bisher.  
 

GE, 20.02.2024 

 
4 Das gilt auch für privatwirtschaftliche Betreiber, die wohl schlicht in Konkurs gehen wer-

den. 


